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Kreistag 
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Datum: 09.03.2015 

 

 
 
 
 
Tagesordnungspunkt: 11 
 

 
Vorlage Nr. KT X/47 

 
Thema: Neufassung der Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche 

Tätigkeit 
 
 
Verfasser:  
 
Dezernat: Landrat 
Abteilung: Zentrale Steuerung 

Rechnungsprüfung und 
Kommunalaufsicht 

Name: Claudia Krause 
                    Frank Kern 
 

 

 
Helmut Riegger 

Landrat 

Vorberatung am: 
09.03.2015 

Entscheidung am: 
23.03.2015 

 
Anlagen:  
Anlage 1: Entschädigungssatzung i.d.F. vom 16.07.2001 
Anlage 2: Entwurf der Neufassung einschl. Erläuterungen 
Anlage 3: Entwurf des Satzungstextes 
Anlage 4: Gegenüberstellung der wesentlichen Änderungen 
Anlage 5: Rundschreiben Landkreistag Nr. 960/2014 
 

Antrag: 
 
Der Kreistag beschließt die Neufassung der Satzung über die Entschädigung für 
ehrenamtliche Tätigkeit. 
 
Der Verwaltungs- und Wirtschaftsausschuss hat in seiner Sitzung am 09.03.2015 
mehrheitlich dem Kreistag empfohlen, die vorliegende Neufassung zu beschlie-
ßen. 
  



Seite 2 von 2 
 

Begründung zur Vorlage KT X/47 
 
Im August 2014 hat der baden-württembergische Landkreistag alle Landkreise um 
Mitteilung der aktuellen Kostensätze in ihren jeweiligen Satzungen über die Entschädi-
gung für ehrenamtliche Tätigkeit gebeten. Mit Rundschreiben Nr. 960/2014 vom 
22.10.2014 hat der Landkreistag eine Übersicht der eingegangenen Rückmeldungen 
erstellt (s. Anlage 4). 
 
Diese Übersicht ist den Fraktionsvorsitzenden in der Sitzung des Ältestenrats am 
02.12.2014 vorgelegt worden. Der Ältestenrat hat sich darauf verständigt, die derzeit 
gültige Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit zu ändern bzw. 
neu zu fassen. Die letzte Änderung ist am 16.07.2001 im Zuge der Euro-Umstellung 
vorgenommen worden (Anlage 1). Damals sind die Beträge nicht erhöht, sondern le-
diglich von D-Mark auf Euro-Beträge umgestellt worden. Landrat Riegger ist mit den 
Fraktionsvorsitzenden übereingekommen, folgende Änderungen in die Neufassung 
aufzunehmen: 
 

- Gewährung eines pauschalen Sitzungsgeldes ohne zeitliche Staffelung für die 
Teilnahme an Kreistags- und Ausschusssitzungen. 
 

- Gewährung eines Sitzungsgeldes für die Teilnahme an Fraktionssitzungen, die 
der Vorbereitung einer Kreistagssitzung dienen. 

 
- Gewährung eines erhöhten Sitzungsgeldes, wenn für die Betreuung von Kindern 

bzw. die Pflege von Angehörigen eine Hilfskraft benötigt wird. 
 

- Für die Teilnahme an Sitzungen von Arbeitskreisen und Unterausschüssen soll 
künftig ein geringeres Sitzungsgeld gewährt werden. 
 

- Erhöhung der monatlichen Aufwandsentschädigung für Kreisräte. 
 

- Erhöhung der monatlichen Aufwandsentschädigung für Fraktionsvorsitzende – 
gestaffelt nach der Anzahl der Fraktionsmitglieder. 

 
Die mit den Fraktionsvorsitzenden besprochene Höhe des Sitzungsgeldes und der mo-
natlichen Aufwandsentschädigung liegen im Durchschnitt der vom Landkreistag erho-
benen Sätze. Diese grundlegenden Änderungen der bisherigen Entschädigungssat-
zung machen eine Neufassung der Satzung notwendig und können nicht in einer Än-
derungssatzung abgebildet werden. Der Entwurf der Neufassung einschließlich der 
gelb markierten Erläuterungstexte ist als Anlage 2 der Sitzungsvorlage beigefügt. 

Die Neufassung der Entschädigungssatzung führt zu jährlichen Mehrkosten von rd. 
27.000 Euro. Die Aufwandsentschädigung erhöht sich pro Jahr von bislang 26.112 
Euro auf dann 39.840 Euro. Unter der Annahme, dass im Jahr 2014 alle Kreisräte bei 
allen Kreistags,- Ausschuss- und Ältestenratssitzungen anwesend waren und auch alle 
Kreisräte ihre Fraktionssitzungen zur Vorbereitung einer Kreistagssitzung besucht ha-
ben, würde sich das Sitzungsgeld von bislang rd. 17.000 Euro auf rd. 30.000 Euro 
erhöhen.  


